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Haftpflicht des Arbeitgebers in der Invaliden¬

versicherung
Der Arbeitgeber, der den Versicherten eiie* Bei¬

tragswoche hindurch beschäftigt hat, ist nach

§ 1426 RVO. verpflichtet, für sich und den

Arbn. den Beitrag zur InvV. zu entrichten, in¬

dem er gemäß § 142S RVO. bei der Lohn¬

zahlung für die Dauer der Beschäftigung Mar¬

ken (§ 1411 RVO.) nach der Lohnklasse des

Versicherten in die Quittungskarte (§ 1413

RVO.) einklebt und sie entwertet ($ 1431

RVO.). Die Innehaltung dieser Vorschriften ist

in § 1488 RVO. (und in § 1495 RVO.) durch

Androhung von Ordnungsstrafen gesichert.
Eine Verletzung dieser Vorschriften schädigt

möglicherweise auch den Versicherten. Die

RVO. regelt die Frage, ob der Arbg. dem

Arbn. gegenüber dann persönlich haftet, nicht.

Diese Frage ist um so wichtiger, als das (

setz auch dem Versicherten hinsichtlich dei

Beitragsabführung Pflichten auferlegt, vor allem

nach § 1414 RVO. die Pflicht, sich die Quit

tungskarte ausstellen zu lasser. und sie zum

Einkleben und Entwerten der Marken dem

Arbg. rechtzeitig vorzulegen. Hinzu kommt, daß

nach § 1439 RVO. auch der Versicherte die

vollen Beiträge entrichten kann, in welchem

Falle der Arbg. ihm die Hälfte der gesetzlichen

Beiträge, wenn nicht die Versicherung in einer

höheren Lohnkla.sse vereinbart ist, zu erstatten

hat (jedoch nur bei Innehaltung der Voraus¬

setzungen des § 1439 Abs. 2 RVO.). In diesem

Falle ist aber die Haftung des Arbg. durch die

öHentlich-rechtliche Vorschrift in $ 1439 Abs. 1

Satz 2 RVO. (wenn auch unter den Be¬

dingungen des Abs. 2 daselbst) gesetzlich fest¬

gelegt. Bedeutsam ist also hier nur die Ver¬

letzung der Vorschriften über die Pflichten des

Arbg. im Verfahren der Entrichtung der Bei¬

träge durch ihn selbst (§§ 1426 bis 1438 RVO.).

Wir müssen zu den allgemeinen Grundsätzen

d«es bürgerlichen Rechts greifen, und zwar ent¬

weder zu den Bestimmungen über den Schaden¬

ersatz aus unerlaubter Handlung, insbesondere

weegen Verletzung eines Schutzgesetzes, und

diejenigen über die Vertragserfüllung MS

Dienst\ ertrag.

Dr. Werner Spohr, Kiel

Nach § 823 Abs. 2 BGB. ist, wer „gegen ein

• ien Schutz eines anderen bezweckendes Ge¬

setz verstößt", dem anderen „zum Ersatz des

daraus entstehenden Schadens verpflichtet'

Sind nun die Vorschriften der §§ 1426 ff. RVO.

<\en Schutz des Versicherten bezweckende Ge¬

setze oder nicht? Das ist in der Rechtsprechung
verneint worden (siehe Urteil des Reichsgerichts

|RG.] vom 12. März 1906, RGZ. Bd. 63, S. 53).

$ 823 Abs. 2 BGB. betreffe Gesetze, die un¬

mittelbar dem Schutz des Verletzten dienen,

bei den reichsversicherungsrechtlichen Vor¬

schriften über die Beitragsentrichtung handele

es sich aber um öffentlich-rechtliche Pflichten

gegenüber der Behörde, zur Förderung d<

Amtsverfahrens, der behördlichen Geschäfts¬

erledigung. Diese Auslegung des Begriffes

„Schutzgesetz' i. S. des § 823 Abs. 2 BGB.

und diese Auffassung vom Rechtscharakter der

den Arbg. im sozialversicherungsrechtlichen

Beitragsverfahren auferlegten Pflichten ist in

späteren — zum großen Teil in der Stuttgarter
Kartei veröffentlichten Urteilen mehrfach

bestätigt worden:

für die Jnv\ beeoederi derck die Urteile des Reidii

arheitsgrricht.s (RAG*) wam V Juli IfM, RAG. 88/30

\ ¦terleMMSfC des Markenklchrns) und vom 5. Nnwti¬

ber 1930. RAG. 2M/3H tUetegrlaaiei der Anschaffung

eiset Quittungskarte);

fiir die AngV. durch dir Urteile de» RAG. rott

f. Juli 1930. RAG. 209 30 (Cmerlassung den Marken

fclebea») unel wem 7. Januar 193!. RAG 3S5 30 (ebenso*

sowie dea RG. vom 21 Pebraai 193t, III 367/11 (eabraao),

für die KV durch Am Urteil dea RG. RGZ. Bd 97.

- 1%;

fur du* InfV »lurch elas Urteil dea RAG vom 15. Marc

1930. RAG. 10* 29,

allgemein durch daa Urteil d««% RAG. vom 14. Januar

1931, RAG. U6f30, Amtl. Sl*. Bd 8. S. IM (Verpflich¬

tung /ur Anmeldung bei def richtigen Versicherung).

Die Verletzung der ihm im Beitragsverfahren

der InvV. auferlegten Pflichten begründet da¬

nach nicht die Haftung des Arbg. gegenüber
dem Arbn. aus unerlaubter Handlung.

So verbleibt zugunsten des Arbn. noch die

Möglichkeit rler Anwendung der Vorschriften

über den Dienstvertrag. Die Verpflichtungen



des Arbg. im Beitragsvtrtahren der InvV. siiul

nicht ohne weiteres als Teilinhalt des Dienst¬

vertrages anzusprechen. Sie können aber durch

ausdrückliche oder stillschweigende Verein¬

barung der Vertragsteile zu einem solchen

Teilinhalt werden.

i) Der Fall der usdrücklichen

Vereinbarung der Beitragsent¬

richtung durch den Arbg. Der Arbg.

macht sich in diesem Falle einer Verletzung

seiner Pflichten unzweifelhaft aus Nicht¬

erfüllung des Vertrages (§ 276 BGB.) ersatz¬

pflichtig. Denn wenn es sich auch bei der Gel¬

tendmachung der Rechte aus der InvV. unbe¬

stritten um einen freien Willensakt des Ver¬

sicherten handelt, so würde doch ebenso sicher

stets Zweck einer ausdrücklichen Vertrags¬

bestimmung, die den Arbg. zur Abführung

der Beiträge und damit direkt zur Aufrecht¬

erhaltung der Anwartschaft des Versicherten

verpflichtet, die Uebertragung der dem Ver¬

sicherten gesetzlich neben dem Arbg. auferleg¬

ten Pflicht sein, sich um seine Versicherung

zu kümmern.

b) Der Fall der stillschweigenden

Vereinbarung der Beitragsent¬

richtung durch den Arbg. Besondere

Schwierigkeiten macht die Frage, ob eine still¬

schweigende Vereinbarung dergestalt möglich

ist, daß der Arbg. auf Grund einer solchen

zur Abführung der Beiträge dem Arbn. gegen¬

über verpflichtet ist. Und daran anschließend

die Frage, ob, wenn die erstere Frage zu be¬

jahen ist, und unter welchen Voraussetzungen

eine solche stillschweigende Vereinbarung an¬

genommen werden kann oder muß; endlich,

wieweit sie sich im einzelnen praktischen Falle

erstreckt.

Die Möglichkeit einer stillschweigenden Ver¬

einbarung wird von der Rechtsprechung grund¬

sätzlich bejaht, indem aus §§ 157, 242 BGB. ge¬

folgert wird, daß der Arbg. sich nach Lage des

Falles nach Treu und Glauben einer bestehenden

Verkehrssitte unterworfen hat, für den einzelnen

Arbn. die Beitragsentrichtung zu besorgen

Nach der E. des RAG. vom 9. Juli 1930, RAG.

209/30 ist es in dieser Beziehung grundlegend,

„ob der Arbg. ein Verhalten gezeigt habe, das

nach den das Arbeitsverhältnis beherrschenden

Grundsätzen von Treu und Glauben den Arbn.

in den Glauben versetzen mußte, der Arbg.

übernehme eine entsprechende Verpflichtung".

Negative Voraussetzung ist aber stets, daß

nicht eler Fall vorliegt, daß der Versicherte

weiß und damit einverstanden ist, daß der

Arbg. die Beitragspflicht für ihn nicht erfüllt.

Denn darin liegt ein Verzicht des Arbn. auf

m in sonst durch stillschweigende Vereinbarung

begründetes Recht.

Das RAG. hat am 20. Februar 1931.

RAG. III 267/30 in Ausführungen, die sich un¬

mittelbar auf die AngV. beziehen, aber ohne

Einschränkung auch auf die InvV. zutreffen

zunächst eine stillschweigende Uebernahme

der Verpflichtung zum Markenkleben durch

ien Arbg. darin erblickt, daß der Arbn. seint*

Versicherungskarte dem Arbg. übergibt und

dieser (oder einer seiner Angestellten als sein

Erfüllungsgehilfe mit der Wirkung aus § 278

BGB.) für die Arbn. in ihrer Gesamtheit alle

mit der Versicherung zusammenhängenden An¬

gelegenheiten zu erledigen pflegt. Gleichsinnige

Entscheidungen des RG. lagen schon vom

12. März 1906, RGZ. Bd. 63, S. 53 und vom

22. April 1910, Arbeiterversorgung 1010, S. 529

vor. Das RAG. hatte in seinem Urteil vom

9. August 1929, RAG. 157/29 Bensh. Slg. Bd. 7,

S. 12, ebenso entschieden und hat in seinem

Urteil vom 15. Oktober 1930. RAG. 250/30 noch

gesagt:

..Wenn nun. wie die Klägerin behauptet und unter Be¬

weis gestellt hat, der Beklagte allgemein fü- sein«

\rbeiter die Beiträge zur InvV. zu entrichten pflegt«-

und dies zu einer stillschweigenden lebung in seinem

Betriebe geworden war, so kam es darauf an, ob di«

Xrbeiter und also auch die Klägerin, nach den auch

das Arbeitsverhältnis beherrschenden Grundsätzen von

Treu und Glauben dieses Verhalten dahin auffassen

mufften, daß der Beklagte ihnen gegenüber allgemein

«•ine entsprechende Verpflichtung, für die Verwendung

der Beitragsmarken zu sorgen, übernehme. Traf dies

/u. so brauchte die Klägerin sidi nicht ohne weiteres

darum zu kümmern, ob der Beklagte auch ihr gegen¬

über die» Versidierungspflidit erfüllte, sie konnte dann

davon ausgehen, dafl der Beklagte auch ihre \ ersiehe

rungspflicht, sobald sie eintrat, nachprüfen und für

die \erwendung der Marken Sorge tragen würde

Wollte der Beklagte diese für die Revision als rieh

üg zu unterstellende Lebung der Klägerin gegenüber

nicht gelten lassen, so hätte er ihr dies erklären

müssen. Tat er das nidit, so übernahm er auch ihr

gegenüber, sobald sie zu ihm in ein wirkliches Ar

beitsverhältnis trat, die gleiche Verpflichtung. El

wurde ihrer dann audi niiht sdion dadurch ledig, dal*

ihm die Versidierungspflidit zweifelhaft war. vielmehr

gingen dann die Zweifel zu seinen Lasten. Mindestens

hatte er in diesem Falle die Klägerin ....
auf seine

Zweifel und die. Notwendigkeit ihrer Klärung durdi

Befragen der Versicherungsbehörde und auf ine

Unterlassung aufmerksam machen müssen/*

Das RAG. hat in seiner — die AngV. betreffen¬

den, aber ebenfalls vorbehaltlos auf die InvV.

übertragbaren — Entscheidung vom 9. Juli

1930, RAG. 209/30 eine stillschweigende Ueber¬

nahme der Versicherungsverpflichtungen dann

bejaht,

„wenn der Arbg. regelmäliig nicht bloü die fur Lohn

ahzüge angeschafften Marken verwendet, sondern darübei

hinaus die Versicherungspni«.ht der \on ihm beschäftigten

Personen feststellt und die Vnsdiaffung der Quittung-

karte» veranlagt.

In seinem die InvV. betreffenden Urteil vom

5. Juli 1930, RAG. 88/30 hat das RAG. dit

Forderung erhoben, der Arbg. müsse, wenn

ihm der Arbn. einen Ueberweisungsschein

seiner früheren Arbeitsstelle übergibt, bei

dieser und durch Befragen des Arbn. Erkundi
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jungen einziehen, ob Versicherungspflicht vor-

li«ege. In solchem Falle sei aber für die Fest¬

stellung der Haftung des Arbg. aus stillschwei¬

gender Uebernahme besonders zu prüfen, ob

der Irrtum des Arbg. über seine Verpach¬

tung zum Markenkleben auf Fahrlässigkeit be¬

ruhe. Mit Recht hat Häufiner (Stuttgarter Kar¬

tei Heft 372) diesem Standpunkt des RAG. das

Urteil des RG. vom 22. April 1910 entgegen¬

gehalten, in welchem dieses eine solche b«e~

sondere Erkundigungspflicht des Arbg. nicht

annimmt.

Entsprechend hat denn auch andererseits das

RAG. in seinem Urteil vom 14. Januar 1931,

RAG. 446/30 eine Verpflichtung des Arbg. zur

Anmeldung des Arbn. in der richtigen Ver¬

sicherung sofern die Grenzen /wischen

InvV. und AngV. zweifelhaft sind auch dann

nicht ohn* weiteres angenommen, wenn zu

unterstellen ist, daß er die Verpflichtung zur

Anmeldung an sich übernommen hat. Das

RAG. führt aus:

Nach dem I atbeMande des BerufangMlietll betten die»

Kliffe! \orgetragcn. dir Uekligie sei für den Schaden

verantwortlich, weil Me es fahr j unterlassen hebe

den verstorbenen H statt in der ln\V. in drr AngV

/u versichern, trotzdem er ^%iederh«dt darauf gedrun¬

gen und der Direktor B. es zugesagt habe. Die Be¬

klagte kette erwidert, sie habe dem H. gegenüber
eine Verpflichtung, eine bestimmte Versicherung ab/u-

xhlieRen. ni<ht übernommen. Aus diesrni. «Irn Setfe-

v erhalt in keiner Weise naher darlegenden i\irtei-

\ ortrage kennte «las Berufungsgericht nicht ohne Ver¬

letzung der ihm obliegenden Fragepflicht zn der von

ihm getroffenen (summ irischen) Y eststeliung gelangen.

dei die Bekl igte es allgemein übernommen hebe, Ihre

Arbn. zur \ ersicherung. und zwar zur richtigen Ver-

Sicherung, anzumelden und für die ordnungsmäßige Ab¬

führung der Beitr.i^«- zu morgen. MIerdingi können die

I instand«* des Falles so liegen, «lai! der Arbg., dem

»linehin die gesetzliche Pflicht tut Abführung der Bei¬

träge obliegt, itil(schweigend die gefeinte Fürsorge für

«lie Versicherung übernimmt, insbesondere auch nach

I reu und Glauben für verpflichtet zu erachten ist, fur

die Anmeldung den Krbeitnehmers /nr richtigen Ver

-icherung zu sorgen."

Darüber aber bedürte es besonders eingehen¬

der Tatsachenfeststellungen, weil eine so weit¬

gehende Verpflichtung immerhin selten sei.

Im Gegensatz zu diesem Urteil steht allerdings

rlas Urteil des RAG. vom 9. Mai 1931, RAG.

017/30, Amtl. Slg. Bd. 8, S. 267. Darin erklärt

das RAG. den Arbg. zur Versicherung seines

Arbn. in der richtigen Versicherung vertrag¬

lich schon dann für verpflichtet, wenn der

Arbn. bei seinem Eintritt dem Arbg. auch nur

eine Quittungskarte einer anderen Versiche¬

rung übergeben hat. Im Falle falscher Ver¬

sicherung macht «las RAG. den Arbg. dem

Arbn. gegenüber schadenersatzpflichtig. Daran

t Häufiner a. a. O. die m. E. berechtigte Kri¬

tik geübt:

Ol) ein \rbn. kui tngV, oder sn der fnr ihn wenig
rtinStigen InvV. gehört, ist bei den überaus zahlreichen

tirensfällen« bei denen sich die beulen Versicherungen
berühren, hiiufig kaum zutreffend fur elen \iiit«

stehenden /u entscheiden. Tritt in einem solchen (»ren*~

fall ein Arbn. einen Posten an und übergibt er dabei

seinem Arbeitgeber zur Vollziehung drr Versicherung

ne Quittungskarte der InvV., so wird kaum eine

Fahrlässigkeit des Arbeitgebers vorliegen, nenn dieser

die Versicherung bei der InvV. statt bei der AngV. \<>r

nimmt b/w. fortsetzt. Mindestens wird ein dir Schadens-

ersatzpflicht nach I Kl BGB. aufhebendes Mitvrrschul

den des Arbn. vorliegen, wenn dieser nicht au sei rück

lieh die Ieberf ührung in die AngV. vom Arbg. ver¬

langt und sie un Falle der Weigerung cles Arbg. beim

\ V. beantragt. Man wird dies von ihm um so eher er¬

warten können, als die Anrufung des VA. oder die

Beschwerde an den \lr. sei es der InvV.. sei «*s der

VngV., für ihn völlig ki>stenlos ist.*

Die Verteilung der Beweislast,

der für die praktische Geltendmachung von

Schadensersatzansprüchen besondere Bedeu¬

tung zukommt, ist dergestalt, dafi der Ver¬

sicherte dem Arbg. (oder seinem Erfüllungs¬

gehilfen) ein Verschulden nachweisen mufi.

Der Beweispflicht ist nach der Rechtsprechung

schon durch Darlegung eines Sachverhaltes ge¬

nügt, der den Schluß auf Entstehung des Scha¬

dens durch schuldhaftes Verhalten des Arbg.

nahelegt. Insbesondere bildet ein objektiv ord¬

nungswidriges Verhalten des Arbg. (oder seinei

Angestellten) einen solchen Sachverhalt. Dem

Arbg. steht der Gegenbeweis offen (vgl. be¬

sonders RAG. vom 30. März 1931, 111 267/30).

Besondere Bedeutung kommt der Frage des

mitwirkenden Verschuldens des

Arbeitnehmers zu. Nach übereinstim¬

mender Rechtsprechung ist nämlich ein solches

bei Abmessung des Schadens und der Ersatz¬

pflicht zu berücksichtigen (§ 254 BGB.). Im

einzelnen ist mitwirkendes Verschulden des

Arbn. angenommen worden:

1. wenn der Arbn. sich beim Ausscheiden aus

seiner Stellung nicht davon überzeugt, ob das

Markenkleben ordnungsmäßig erfolgt ist, und

wenn er nichts tut, damit die fehlende Beitrags

entrichtung nachgeholt wird (RG. vom 12. No¬

vember 1929);

2. wenn der nur vorübergehende Dienstleistung

verrichtende Arbn. weiß, daß der Arbg. keine*

Marken für ihn klebt und dennoch nicht selbst

für die Beitragsentrichtung sorgt (RG. vom

22. April 1910, Arbeiterversorgung 1910, S. 520)

in diesem Falle alleiniges Verschulden des

Arbn.;

3. wenn der Arbn. dei Autforderung zur Ab¬

lieferung der Versicherungskarte passiven

Widerstand entgegensetzt und sich spater bei

Aushändigung der Karte nicht um das Marken*

kleben bekümmert (RG. vom 20. Februar 19 il

III 267/30);

4. wenn es der Arbn. vorsätzlich unterlaßt, sich

um die Wahrung seiner Ansprüche aus dei

Versicherung zu bekümmern (RAG. vom 9. Juli

10, 209 5(1) in diesem Falle kein Anspruch
des Arbn. auf Schadenersatz.

Volkst.
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Der Stillstand des Verfahrens vor den

Versichertlngsbehörden Regierungsrat Dr. Karl Fees, Karlsruhe

n Stillstand des Verfahrens kann im all¬

gemeinen Zivilprozeßverfahren eintreten, ent¬

weder unmittelbar kraft Gesetzes (genannt

Unterbrechung) oder infolge Anordnung d

Gerichts (Aussetzung) oder durch Verein¬

barung der Parteien (Ruhen des Verfahrens).

Dem Verfahrensrecht der Reichsversicherung

ist die Unterbrechung und die Aussetzung,

nicht aber das Ruhen d«es Verfahrens be¬

kannt. Eine Vereinbarung der Parteien übei

«ien Gang des Rechtsstreites ist infolge der

das Verfahren vor den Versicherungs-behör¬
den beherrschenden Amtsmaxime ausgeschlos¬

sen (vgl. Fortbildungsschriften für Sozialver¬

sicherungsangestellte, Heft 14, von Geldern:

Das Verfahren in der Sozialversicherung ,

S. 27). Dieser Grundsatz des Amtsbetriebes

wird nur insofern eingeschränkt, als die Ver¬

sicherungsbehörden an die erhobenen An¬

sprüche der Parteien gebunden sind. Die Par¬

teien können daher vereinbaren, daß der Kla¬

ger seinen Anspruch zurücknimmt, wodurch

«las Verfahren erledigt wird. Die Parteien

können aber nicht vereinbaren, dafi das bei

einer Versicherungsbehörde anhängige Ver¬

fahren ruht.

Ueber dfe Aussetzung dei Verfah¬

rens durch die Versicherungsbehörden ent¬

halt das Verfahrensrecht der Reichsversiche¬

rung keine Vorschrift. Doch ist die Aus¬

setzung des Verfahrens in der Praxis der Ver¬

sicherungsbehörden unbestritten anerkannt

(vgL AN. 1915, S 777, Nr. 2120, Monats¬

schrift IMt Sp. 425, Zentralblatt für Reichs-

\ ersicherung 1916, Sp. 425). Die Aussetzung

steht im freien, pflichtgemäßen Ermessen der

Versicherungsbehörde in allen den Fällen, in

denen dies nach Sachlage wünschenswert er¬

scheint. Das gilt für das Spruch- und .Be¬

schlußverfahren. Im Spruchverfahren wird

das Verfahren im Falle des § 1054 RVO. be¬

sonders häufig ausgesetzt, und zwar kraft

richterlicher Anordnung, wenn der Anspruch

von einem familienrechtlichen oder erbrecht¬

lichen Verhältnis abhängt, dessen Feststellung

«ten Beteiligten im ordentlichen Rechtswege

aufgegeben ist. Im Beschlußverfahren kann die

Aussetzung angeordnet werden, wenn über

«lie Zugehörigkeit eines Betrieb**» zu dereinen

«>d« der anderen Berufsgenossenschait eine

Katasterstreitif/keit schwebt und wegen ein«es

in diesen Betrieb erfolgten Unfalles gleich¬

zeitig die VTr. im Spruchverfahren über die

lintschädigungslast streiten.

Die Aussetzung erfolgt durch Beschluß dtei

Versicherungsbehörde. Gegen diesen Beschluß

»st das Rechtsmittel der Beschwerde oder wei¬

teren Beschwerde nach §§ 1791 tf., 1797 ff. zu¬

lässig. Die Aussetzung beginnt mit der Ver¬

kündung der sie anordnenden Entscheidung.

Sie erfolgt von Amts w«egen oder auch auf

Antrag der Parteien. Der Aussetzungsbeschluß
ist den Parteien zuzustellen. Die Aussetzung

endet durch die Aufnahme dtes Verfahrens

durch die Versicherungsbehörde, die entweder

von Amts wegen durch die Versicherungs¬
behörde oder auf Antrag einer Partei erfolgt.

Die Parteien selbst können das Verfahren

nicht selbst aufnehmen; über die Wirkung dei

Aussetzung ist nachher noch zu sprechen.
Gemäß § 29 der Verordnung über den Geschäfts¬

gang und das Verfahren der Versicherungs¬

ämter (VOVA.) und § 21 VOOAV. gelten die

Vorschriften des § 2» Abs. 1, 2 und der f$ 241,

249 der Zivilprozeßordnung über die Unter¬

brechung des Verfahrens entspre¬

chend. Für das Verfahren vor dem RVA. fehlt

es an einer gesetzlichen Bestimmung über die

Anwendung der Vorschriften der ZPO., in der

Rechtsprechung ist das aber fest begründet

(vgl. Fleischhauer in der Arbeiterversorgun.z

1916, S. 433). In gleicher Weise wird nach

$ 29 VOVA., §§ 21, 4() VOVA. die Vorschrift

über die Unterbrechung des Verfahrens in

allen Instanzen des Beschlußverfahrens entspre¬

chend angewendet (vgl. von Geldern: „Das
Verfahren in der Sozialversicherung S. 38)

Eine Unterbrechung des Verfahrens tritt kraft

Gesetzes ein: a) bei Tod1 einer Partei, b) bei

Verlust der Prozeßfähigkeit einer Partei, c) bei

Tod oder Aufhören der Vertreterbefugnis des

gesetzlichen Vertreters einer nicht prozefi-

fähigen Partei (nicht aber des Prozeßbevoll¬

mächtigten, d) Anordnung einer Nachlaßver¬

waltung, e) Aufhören der Gerichtstätigkeit in¬

folge eines Krieges oder anderen Ereignisses.
Die Rechtsprechung hat hierzu folgende Grund¬

sätze entwickelt: Durch den Tod des Klägers

wird das Verfahren unterbrochen und zwai

auch dann, wenn der Kläger durch einen Pro¬

zeßbevollmächtigten vertreten war (vgl. AN.

1908, S. 501 Nr. 1343, Archiv für Reichsver¬

sicherung 12, 198 (RVA. 9. 11. 1912). Die Voll

macht erlischt mit dem Tode des Vollmacht¬

gebers (vgl. EuM. Band 8, S. 372, Nr. 172).

Der Tod oder das sonstige Ausscheiden des

von der Partei bestellten Vertreters unterbricht

das Verfahren nicht, ebensowenig das Aus¬

scheiden des besonderen Vertreters, der nach

§ 18 Abs. 2 VOVA., § 15 Abs. 2 VOOVA

bestellt istr wenn der Aufenthaltsort der Part

oder ihres gesetzlichen Vertreters unbekannt

otler weit entfernt ist. Dagegen wird $ 241

ZPO. dahin angewendet werden müssen, daß

das Ausscheiden des bis zum Eintritt des ge¬

setzlichen Vertreters nach § 18 Abs. 1 VOVA
.

§ 15 Abs. 1 VOOVA. bestellten Vertreters da

Verfahren unterbricht (vgl. Jäger in Monat



schrift 1915, Sp. 499). Durch die Kriegsgesetz¬
gebung war keine Unterbrechung des Ver¬

fahrens in Streitsachen der Arbeiterversich«e-

rung vorgesehen (vgl. Monatsschrift 1919,
Sp. 559; 1917, Sp. 682; AN. 1917, S. 237,

Nr. 2930).
Die Unterbrechung d< Verfahrens beginnt
mit dem Eintreten des Unterbrechungsgrundes
und zwar ohne Rücksicht auf die Kenntnis

des Gerichts oder der Parteien von dem Un¬

terbrechungsgrund. Eines die Unterbrechung

aussprechenden Gerichtsbeschlusses bedarf es

daher nicht. Die Unterbrechung des V«

fahrens endet in den angeführten Fällen a bis d

mit der Aufnahme des Verfahrens von Amts

wegen oder durch den Rechtsnachfolger oder

mit der Anzeige des neuen gesetzlichen Ver¬

treters oder Nachlaßverwalters von seiner Be¬

stellung oder der Anzeige des Gegners an

diesen, daß er beabsichtige, das Verfahren

fortzusetzen; im Falle e) mit dem Wegfall des

Gerichtsstillstandes. Die Aufnah r> erfo

durch einen Antrag bei der Versicherungs-
behörde. Diese teilt den Antrag der Gegen¬

partei zur Kenntnis und Stellungnahme mit.

Die Aufnahme des Verfahre! welche die

Voraussetzung des Ergehens einer Entschei¬

dung ist, kann durch die Erben des Klagers
oder gegen sie durch den VTr. erfolgen (vgl.
AN. 1S8Q, S. 379, Nr. 761; 1895, S. 238, Nr. 444

(JuAV.); 1898, S. 322, Nr. 040; EuM. Bd. 6,

S. 399, Nr. 166; Monatsschrift 1916, Sp. 309).

Die Aufnahme des Verfahrens durch die Erben

bedarf keiner besonderen Form. Es genügt,

wenn der Wille der Erben, das Verfahren fort¬

zusetzen, deutlich ausgedrückt ist (vgl. Breit¬

haupt Bd. 14, 337). Die Aufnahme des Be-

i ufungsverfahren nach dem Tode des Klägers

liegt vor, wenn dessen bisheriger Bevollmäch¬

tigter den Tod angezeigt und zum Rechts¬

streite sich unter Beibringung der Vollmacht

eines Erbberechtigten ausläßt (vgl. EuM. Bd. ö,

S. 399, Nr. 166). Die Aufnahme kann auch

darin liegen, daß die zur Fortsetzung des Ver¬

fahrens Berechtigten gegen den noch nicht

rechtskräftigen Bescheid Berufung einleg

(vgl. AN. 1892, S. 328, Nr. 1175 (JuAV.). Wer

Rechtsnachfolger ist, bestimmt sich nach bür-

rlichem Rechte, «es sei denn, daß das Sozi il-

versicherungsrecht Sondervorschriften im Ein¬

zelfall enthält. Die Berechtigung der das Ver-

t ihren aufnehmenden Rechtsnachfolger ist von

Amts wegen zu prüfen. Nicht nur die Gesamt¬

heit der Rechtsnachfolger, sondern auch jeder
einzelne von ihnen ist zur Aufnahme berech¬

tigt (vgl. AN. 1895, S. 238, Nr. 444 JuAV)

Die Versicherungsbehörde hat darauf hinzu¬

wirken, daß eine Aufnahme baldmöglichst statt¬

findet, indem sie von Amts wegen die Rechts¬

nachfolger ermittelt und sie zur Aufnahme

veranlaßt. Verweigern sie die Aufnahme, so

kann sie die Versicherungsbehörde zur Auf¬

nahme und zugleich zur Verhandlung über

die Hauptsache laden.

Die Wirkung der Unterbrechung des Ver¬

fahrens besteht zunächst darin, daß der Lauf

einer jeden Frist aufhört und nach Beendigung
der Unterbrechung in ihrem vollen Umfange
neu beginnt (vgl. AN. 1892, S. 328, Nr. 1175

(JuAV.); AN 1893, S. 73, Nr. 230 (JuAV.);
AN. 1893, S. 141, Nr. 288 (JuAV.); AN. 1898,

S. 322, Nr. 649; AN. 1908, S. 501, Nr. 1343).
Die Unterbrechung bewirkt ferner, daß alle

hrend der Unterbrechung von einer Partei

in der Hauptsache vorgenommenen Prozeß¬

handlungen der anderen Partei gegenüber
rechtlich unwirksam sind. Auch ist jede Tätig¬
keit des Gerichts, soweit sie nicht auf B«e-

endigung der Unterbrechung gerichtet ist, un¬

zulässig, insbesondere kann kein Urteil er¬

gehen. Ein während der Unterbrechung des

Spruchverfahrens oder Beschlufiverfahrens er¬

gangenes Urteil, das nach § 21 VOOAV. in

Verbindung mit $ 249 ZPO. nicht hätte er¬

gehen dürfen, ist nicht ohne weiteres nichtig,
sondern nur mit dem an sich gegebenen
Rechtsmittel anfechtbar. Zur Beseitigung seiner

Wirkung bedarf es der Anfechtung und förm¬

lichen Aufhebung (vgi. AN. 1924, S. 138, Nr.

3169; Monatsschrift 1924, Sp. 492 (RVA. 15. 4.

1924). Durch eine erst nach dem Schluß einer

mündlichen Verhandlung auftretende Unter¬

brechung des Verfahrens wird indessen die

Verkündung der auf Grund dieser Verhand¬

lung zu erlassenden Entscheidimg nicht ge¬

hindert.

Arbeitslosenversicherung
und Sozialversicherungsangestellte J.Valentin, Berlin

Die Entlassungen von Angest* Uten hei den l

setzlichen Kken. und bei den Berufsgenossen¬
schaften haben jetzt die Frage der Ver¬

sicherungspflicht zur Arbeit

losenversicherunu füi die dienstord¬

nungsmäßigen Angestellten der Kken. und für

die ständigen Angestellten der BGen. in voll«

Umfange akut werden I n. Für diese An¬

gestellten bestand bisher teilweise keine

Versicherungspiiicht zur AlVers. Die Rechts

ist tolgende: Während der Beschäfti¬

gung besteht grundsätzlich VPtl. zur AlVers.

wenn der betreffende Angestellte zur KV. oder

zur AngV. versicherungspflichtig ist (§ 69

AVAVG). Danach unterliegen der AlVersPfl.

diejenigen Personen nicht, die von der KV.

oder, ls e nicht krankenversicherungs¬

pflichtig sein können, von der AngV. befreit

sind. Die Angestellten der Kken. ils auch die

der BGen. sind nach § 160 Abs. 2 RVO. nicht



krankenversicherungspflichtig, wenn sie An¬

sprüche an ihren Arbg. nach § 169 Abs. 1

haben und aufierdem mit Anrecht auf Ruhe¬

gehalt ang«estelit sind (d k. im Falle der

enstuntauglichkeit sofort Anspruch auf

Ruhegehalt besitzen, E. des RVA. vom 30. April

1920, AN. 1920, 376). Bei der AngV. besteht

für diese Angestellten schon Versicherungs¬

freiheit, wenn ihnen Anwartschaft auf

Ruhegeld und Hinterbliebenenrente gewahr¬
leistet ist (§ 11 AVG.). Daraus ergibt sich, dafi

der Angestellte — vorausgesetzt, dafi die Ver¬

sicherungsgrenze in der KV. nicht überschr

ten wird — für die ganze Wart«ezeit auf Ruhe¬

geld (bei Kken. im allgemeinen 5 Jahre, bei

BGen. 10 Jahre) krankenversichenmgspflichtig
bleibt, während er für die gleiche Zeit der

Ang VPfl. nicht unterliegt. Solange die VPfl.

zur KV. besteht, ist auch VPfl. zur AlVers.

gegeben, ohne Rücksicht darauf, dafi Ver¬

sicherungsfreiheit zur AngV. besteht Damit

gibt es folgende Angesteütengruppen:

1 Angestellte ohne Anspruch, dagegen mit An¬

wartschaft auf Ruhegeld, bis zu 300 RM. Mo¬

natsgehalt, kranken- und arbeitslosenver-

sichenmgspflichtig,angestelltenversicherungs-
fre

- Angestellte ohne Anspruch, dagegen mit An¬

wartschaft auf Ruhegeld, über 300 RM. Mo¬

natsgehalt: kranken-, angestellten- und ar-

be.tslosenversicherungsfrei;
3. Angestellte mit Anspruch auf Ruhegeld ur.-

ter oder über 300 RM. Monatsgehalt: kran¬

ken-, angestellten- und arbeitslosenversich«e-

rungsfrei.

Bei Entlassung aus dem Dienstverhältnis hat

also nur die erste Gruppe Anspruch aus der

AlVers. Die beiden anderen können infolge
ihrer Versicherungsfreiheit zur AlVers. kein«*

Ansprüche geltend machen.

Scheidet nun ein Ang«estellter der bezeich¬

neten Gruppen aus der Beschäftigung aus,

ohne dafi Ruhegeld oder Hinterbliebenenrente

oder eine gleichwertige Leistung auf Grund

des Beschäftigungsverhältnisses gewährt wird,

so hat der dienstgebende VTr. nach § 18 AVG.

«lie vollen Beiträge zur AngV. für die Zeit

nachzuzahlen, während welcher der Angestellte
sonst versicherungspflichtig gewesen wäre.

— Das gilt für alle dienstordnungsmäfiigen
Angestellten der Kken, und die stän«digen An¬

leihen der BGen., die nicht nach der Ent-

mg dienstordnungsmäfiige Ansprüche auf

Gehalt oder das erdiente Ruhegeld besitzen.

Ein immerhin sehr großer Kreis von Sozial¬

versicherungsangestellten und Soziaivers_ch«e-

rungsträgern hat daher Inter«esse an der Klä¬

rung folgender Frage: Bewirkt ver¬

sicherungsrechtlich die Nach¬

entrichtungspflicht des Arbeit¬

gebers nach § IS AVG. eine, wenn

auch erst nachträglich festge¬

stellte, Pflichtversicherung im

Sinne des § 1 AVG, dergestalt, daE

daraus ohne weiteres eine Pflicht¬

versicherung im Sinne des % 60

AVAVG. und damit auch eine Nach¬

entrichtungspflicht des Arbeit¬

gebers zur Arbeitslosenversiche¬

rung folgt? Da diese Frage für alle Be¬

teiligten eine wesentliche materielle Bedeutung

hat, erscheint es notw«endig, sie beschleunigt

zu I«osen.

Grundsätzlich dürfte zu sagen sein: § 18 AVG.

ist eine für die AngV. geschaffene Sondervor¬

schrift zu dem Zweck, den ohne Ruhegeld¬

anspruche entlassenen Ang«estellten in d«en Be¬

sitz von Anwartschaften zu setzen, an deren

Erwerb er wegen des Vorliegens bestimmter

Voraussetzungen ohne Berücksichtigung seines

eigenen Willens gehindert worden war. Es

liegt der Vorschrift nicht die Absi«cht zugrunde,
«dem Arbeitgeber gewissermaßen als Geldstrafe

eine Zahlungsaoflage, an der der Angestellte
nicht beteiligt ist, dafür zu machen, dafi er

die «dem Ang«estellt«en gegebenen Zusicherun¬

gen, die erst zur Versicherungsfreiheit führ¬

ten, nicht gehalten hat. Ehe Leistungen der

AngV. werden nur auf Grund der geleisteten

Beiträge, nicht auf Grund d«es versicherungs¬

pflichtige Beschäftigungsverhältnisses gewährt.
Das ist der zwischen KV. und AlVers. einer¬

seits, der AngV. andererseits besteh«£nde

grundlegende Unterschied. Sollten daher dem

ohne Ruhegeldansprüche ausgeschiedenen An¬

gestellten Nachte le aus der unter Ausschal¬

tung sein« persönlichen Willens b«estandenen

Versicherungsfreiheit nicht entstehen, so konnte

das nur auf dem Wege über die Nachentrich¬

tung der Beiträge für die ganze bisher ver¬

sicherungsfreie Beschäftigungszeit möglich ge¬

macht werden.

§ 18 AVG. bestimmt, «dafi «die nachentrich¬

teten Beiträge als rechtzeitig entrichtete

Pflichtbeiträge gelten. Es wird also in der

AngV. nachträglich eine tatsächliche Pflicht¬

versicherung herg«estellt. Der Gedanke liegt

nahe, mit dieser Pflichtversicherung auch den

Tatbestand des § 60 Ziff. 2 AVAVG. erfüllt

zu sehen. Der Angestellte ist auf Grund des

AVG. pflichtversichert, er war also für die

gleiche Zeit kraft Gesetze auch nacri den

AVAVG. versichert. Von der tatsächlichen

Zahlung der Beiträge zur AlVers ist die Ver¬

sicherung und damit ier Versi«cherungs-

anspruch nicht abhangig. Die RfAuA. ist le¬

diglich zur Nachforderang der Beiträge im

Rahmen des § 145 Abs. 3 AVAVG mt § 2^

Abs. 1 RVO. (Verjährung in 2 Jahren nach

Ablauf d«er Fälligkeit) berechtigt. Zu einer For¬

derung auf Nachentrichtung für eine länger

zurückliegende Zeit besteht nach den derz

tigen gesetzlichen Vorschriften kein Ansprach.
e Notwendigkeit im Inter«esse der Ange¬

stellten innerhalb des AVAVG. eine dem § 18



AVG. entsprechende Sondervorschrift zu

schaffen, besteht nicht, weil die Leistungen
des AVAVG. äußerstenfalls (§ 95 Abs. 1

AVAVG.) nur eine zweijährige versicherungs¬
pflichtige Beschäftigung, cht aber die Bei¬

tragszahlung zur Voraussetzung haben. Der

§ 95 AVAVG. wird grundsätzlich in allen Fäl¬

len erfüllt.

Obwohl man diesem Gedanken auf den ersten

Blick eine gewisse Berechtigung nicht ab¬

sprechen möchte, muß man m. E. im End¬

ergebnis doch zu einer anderen Schlufifolg«e-
rung kommen. § 18 AVG. bestimmt wohl, dafi

der Arbeitgeber grundsätzlich zur Nachent¬

richtung verpflichtet i aber erst durch die

tatsächlich erfolgte Nachentrichtung wird für

die Vergangenheit eine Pflichtversicherung
festgestellt. Die Pflicht d«es Arbeitgebers, die

Beiträge tatsächlich zu leisten, hat aber durch

die Verordnung vom 4. Oktober 1930 (RGBl. I

S. 459) eine derart weitgehende Einschränkung
gefunden, dafi der auf § 18 AVG beruhenden

Versicherung der Charakter einer tatsächlichen

und nach j«eder Richtung hin wirkenden

Pflichtversicherung nicht zugesprochen werden

kann. Nach der VO. vom 4. Oktober 1930 gilt
folgendes: Die Nachentrichtung un¬

terbleibt, wenn vor dem Eintritt in die

versicherungsfreie Beschäftigung weder In¬

validen- noch Angestelltenversicherungspflicht
vorlag, «es sei denn, dafi für mindestens

24 Monate Beiträge nachzuentrichten sind. Im

l«etzteren Falle sind die Beiträge erst bei Auf¬

nahme einer versicherungspflichtigen B«eschäf-

tigung oder «dann nachzuzahlen, wenn die

\ ichentrichtun^r zum Zwecke freiwilliger

Weiterversicherung innerhalb dreier Jahi

nach dem Ausscheiden von dem Angestellten
selbst beantragt wird. Die Nachent¬

richtung wird aufgeschoben, wenn

der Ang«estellte 1. die versicherungsfreie Be¬

schäftigung vorübergehend unterbricht (§ 5)
oder 2. nicht unmittelbar, aber spätestens ein

Jahr nach dem Ausscheiden in eine ändert

versicherungsfreie Beschäftigung übertritt

(§ 9a) oder 3. zu einer probeweisen Beschäfti¬

gung übertritt, die spätestens zwei Jahre nach

dem Ausscheiden in eine versicherungsfreie
Beschäftigung übergeht (§ 9b). — § 9 det

Verordnung gibt also im Normalfalle dem

Arbg. «das Recht, die Nachentrichtung min¬

destens ein Jahr aufzuschieben, weil nicht fest¬

steht, ob der Angestellte innerhalb dieses

Jahres eine andere versicherungsfreie Beschäf¬

tigung aufnimmt. Die rückwirkende „Pflichtver¬

sicherung" tritt also nicht ohne weiteres nach

dem Ausscheiden aus der bisher versiche¬

rungsfreien Beschäftigung ein, sie wird u. U.

überhaupt nicht wirksam. Damit aber hat die

nachträgliche Versicherung nach dem AVG.

hinsichtlich einer Auswirkung auf die Ver¬

sicherung nach dem AVAVG. jeglich«en Wert

verloren. Diese Erwägungen zwingen zu dem

Schluß, daß «die Nachentrichtung von Beiträg«en
zur AngV. keinerlei R«echtsfolgen für die

AlVers. nach sich zieht. Eine andere Frage ist,

ob nicht auch im AVAVG. eine dem § IS

AVG. entspr«echende Sondervorschrift ge¬

schaffen werden sollte, durch die die Anwart¬

schaft der bisher versicherungsfreien Ang«e-
stellten auf die Ansprüche aus der AlVers

gewährleistet bleibt.

Abgabe zur Arbeitslosenhilfe bei einer

mit Arbeitsunfähigkeit verbundenen

Krankheit.

(Rundschreiben des Präsidenten der RfAuA.

vom 6. November 1932.)
In meinem Run«dschreiben vom 12. August
d. Js. — I B 3160 23 — habe ich zu der Frage
Stellung genommen, ob die Vorschrift des

S 383 Abs. 1 RVO.. wonach bei Arbeits¬

unfähigkeit für die Dauer der Krankenhilfe

keine Beiträge zur KV. zu entrichten sind,
iuch auf die Abgabe zur Arbeitslosenhilfe An¬

wendung findet. Ich bin hierbei, ebenso wie

der Herr Reichsarbeitsminister in einem Schrei¬

ben an der. Reichsverband der Deutschen

Landkrankenkassen vom 15. August d. Js. —

fV 3292 32 — zu einer Verneinung di«eser Frage
gekommen. Gegen d'ese Rechtsauffassung sind

von verschiedenen Seiten Bedenken erhoben

worden. Der Herr Reichsarbeitsminister hat nun¬

mehr mit Schreiben vom 24. Oktober 1932 —

IV 3876 32 — u. a. fo!gen«des verfügt:
.Die endgültige Klärung der Frage wird den

Versi«ch«eruncrsbehörden ibulaoaa bleiben

müssen, soweit die Abgabe von den Kken.,
der Reichsknappschaft und den Ersatzkassen

eing«ezogen wird. Solange jedoch eine Ent¬

scheidung des RVA. hierüber noch nicht er¬

gangen ist, bitte ich im Einvernehmen mit dem

Herrn Reichsminister der Finanzen, von Bean¬

standungen abzusehen, wenn in den Fällen, in

denen die Abgabe als Zuschlag zu Kken.bei-

trägen zu entrichten ist, eine der genannten

Einzugsstellen den § 383 Abs. 1 RVO. ebenso

wie für d;e Kken.beiträge auch für die Abgabe
zur Arbeitslosenhilfe zugrunde legt, d. h. bei

Arbeitsunfähigkeit d«es Pflichtigen für die Dauer

der Krankenh Ife die Abgabe nicht erhebt."

Von einer Rückerstattung bereits entrichtete«

Abgabebeträge di«eser Art bitte ich jedoch ab¬

zusehen.

Notprogramm für die knappschaftliche
Angestelltenpensionskasse.

Monatelang hat sich der Angesteiltenvorsta:
rier Reichsknappschaft mit der Frage der

Sanierung der Angestelltenpensionskasse be¬

schäftigt. Die weitgehenden Rentenabbaupläne



I Arbeitgeber und einiger Angestelltenver¬
treter zur Beseit gung des Defizits fanden

glücklicherweise keine Mehrheit. Nach diesen

Planen sollten die Leistungen der Angestellten¬
pensionskasse nochmals um rund v. H.

herabgesetzt werden, wodurch sie auf ungefihr
die Hälfte der l tzlichen Bet gesunken

:ren. Aus sozialen Gründen und mit Rück¬

sicht auf das sich ergebende ungünstige Ver¬

hältnis zw sehen Beitrags- und Rentenleistung
wurden diese Antrage in der Sitzung der

Reichsknappschaft am 8. Oktober endgültig
abgelehnt. Andererseits verfiel aber auch ein

Antrag des Allgemeinen Freien Angestellten¬
bundes (AfA-Bundes)r den Fehlbetrag durch

Erhöhung der Einnahmen auf dem Wege der

Einführung einer Produktionsumlage zu decken,

der Ablehnung, weil die Vertreter des Gewerk-

schaitsbundes der Angestellten (GdA.) mit den

Arbe tgebern dagegen stimmten. Damit blieb

«lie ganze Sanit runirsfrage in der Luft hängen.
Zur allgemeinen Ueberraschung versuchte dann

die Verwaltung der Reichsknappschaft, auf in¬

direktem Wege das gesteckte Abbauziel zu

erreichen. Ende Oktober wies ^ie dio Bezirks¬

knappschaften an, von den am 1. November

fälligen Lestungen nur 80 v. H. auszuzahlen.

Die Anweisung wurde damit begründet, dafi

die baren Mittel der Angestelltenpensionskasse
zur Gewährung der Leistungen in voller Höhe

nicht mehr ausreichten. Der AfA-Bund erhob

egen diese Maßnahme, die — abgesehen von

anderen Rechtswidrigkeiten einen unzu¬

lässigen Eingriff in die Rechte der Selbstver¬

waltung darstellte, sofort erfolgreich Einspruch
bei dem RAM. als Aufsichtsbehörde. Die An¬

weisung mußte zurückgezogen werden und die

Leistungen wurden am 1. November in voller

Höhe gezahlt. Aufierdem erfolgte die Nach¬

zahlung der im Oktober als vorläufige Kürzung
einbehaltenen Rentenbeträge.
In der Rücksprache mit dem RAM. verhan¬

delten die Vertreter des AfA-Bundes gleich¬
zeitig über die Sicherstellung der Zahlungs¬
fähigkeit der Angestelltenpensionskasse. Sie

forderten, daß der Fehlbetrag durch eine wei¬

tere Hilfe des Reiches gedeckt würde. Unter

keinen Umständen sei es tragbar, den Fehl¬

betrag, der sich auf 440 fWO RM. pro Monat

beziffert, durch Leistungskürzungen zu besei¬

tigen. Zu einem abschließenden Ergebnis kam

über diesen Punkt nicht. In weiteren Be¬

sprechungen am 15. und 21. November im

RAM., an denen auch Vertreter der anderen

Angestelltenrichtungen teilnahmen, wurde auf

Vorschlag von Staatssekretär Dr. Gries

eine Notgemeinschaft trebildet, die sich zur

Aufgabe machte, ein Sanierungsprogramm auf¬

zustellen, durch das die Zahlungsfähigkeit der

Angestelltenpensionskasse bis April 1933 sicher¬

gestellt werden würde. Nach schwierigen Ver¬

handlungen wurde dieser Vorschlag in die Tat

umgesetzt. Irgendeine materielle Hilfe hat das

RAM. dabei leider n cht geleistet, es erklarte

lmehr, daß eine Erhöhung des Reichszu-

ftusses oder die Einführung einer Produk-

•nsumlag«i nicht erfolgen könnte« Trotz c

Ablehnung dieser beiden Forderungen wäre es

aber möglich gewesen, ohne einen weiteren

Rentenabbau auszukommen, denn die Zah¬

lungsfähige t der Pensionskasse hätte durch

Lombardierung odei Verkauf illiquider Ver¬

mögenswerte gewährleistet werden können. Die

Vertreter des AfA-Bundes setzten sich

auch für diese Lösung ein, aber sie kamen

damit nicht durch. Es erfolgte schließlich eine

Verständigung dahin, daß zwei Fünftel d*

Fehlbetrages durch Leistungsabbau und drei

Fünfte! durch Rückgriff auf das Vermögen
ausgeglichen werden sollen. Die darau ich

ergebende nochmalige Kürzung der Renten um

8 v. H. ist außerordentlich hart, aber sie be¬

trägt nicht einmal die Hälfte des Abbausatz

der von der Reichsknappschaft gefordert w

Außerdem tritt sie am 1. Dezember in Kraft,
während die vorher erörterten Kürzungspläne
schon vor Monaten wirksam werden sollten.

Auf Grund der Verständigung im RAM. hai

nun der Angestelltenvorstand der Reichsknapp¬
schaft in Anwendung des $ 132 RKG. be¬

schlossen, daß die Leistungen der Angestellten¬
pensionskasse in der Zeit vom 1. Dezember

1932 bis 31. März 1933 um 8 v. H. gekürzt wer¬

den. Leistungen bis zu 75 RM. monatlich blei¬

ben von der Kürzung frei. Ferner dürfen die

istungssätze der reichsgesetzlichen AngV.
bei der Kürzung nicht unterschritten werden

($ 6ö RKG.). Die Härtegrenze von 75 RM. ist

aber nicht dahin zu verstehen, daß dieser Be¬

trag von jeder Leistung abgesetzt und nur der

Rest um 8 v. H. gekürzt wird, sondern dahin,

daß die Kürzung in den Füllen unterbleibt, in

denen die Leistung über 75 RM. nicht hinaus¬

geht. Ist eine Leistung höher, so unterliegt dei

gesamte Betrag der Kürzung, allerdings mit

der Einschränkung, daß 75 RM. und ferner die

AngV.-Sätze nicht unterschritten werden

dürfen. Die Leistungen der InvV., die neben

den Leistungen der Angestelltenpensionskas
als selbständige Renten festgesetzt sind, fallen

nicht unter die Kürzung.
Die Arbeitgebervertret«! stimmten gegen den

Beschluß, weil ihnen der Abbau von 8 v. H.

nicht weit genug ging. Die getroffene Rege¬
lung gilt nur für die Wintermonate. Die end¬

gültig Sanierijng der Angestelltenpensions¬
kasse soll nach den Erklärungen des RAM. ab

1. April 1033 in Verbindung mit der Reform

der gesamten Sozialversicherung herbeigeführt
werden. Otto Peters.

Sozialversicherung im 1. Halbjahr 1932.

G«egenüber dem 1. Halbjahr 1931 sind die Bei¬

tragseinnahmen 1032 zurückgegangen in der

KV. um 17,Q v.H., in der AlVers. um 25,3 v.H.,
«ler InvV. um 23,3 v. H., der KnV. um 2

v. H., und in der AngV. um 15,8 v.H.

Der Mitgliederbestand der Kken. ist erneut

gesunken. Gerechnet je Mitglied betrugen die

Gesamteinnahmen 35,41 RM. und die Gesamt¬

ausgaben 35r07 RM., wodurch die allgemeine
Defizitgefahr bedenklich in die Nähe gerückt
ist. Wenn jetzt der tiefste Krankenbestand seil

dem letzten Inflationsjahr 1923 erreicht wurde,

so darf man darin jedoch keinesfalls eine Ver¬

besserung im Gesundheitszustand der Arbeit¬

nehmer sehen, vielmehr ist das hauptsächlich
eine Auswirkung der NVen. Die Krankenziffer

im Halbjahresdurchschnitt 1032 war « twa

3,0 v. H. gegen etwa 3,5 v. H. 1931. Die Kosten

der wie! ten Leistungsgruppen sind eben-
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falls weiter und Märker b irüher zurück¬

gegangen: RM je I.Mdlujabr
Mitglied 1931 = lüO

Krankengeld 8,18 65,5
Krankenbehandlung durch Aerzte 7,54 880

Arznei und sonst. Heilmittel
. . 3,96 82,0

Krankenhauspflege 5,32 80,5

Der Rückgang der Kosten für die Krankenhaus¬

pflege hängt wohl teilweise mit dem Preisab¬

bau zusammen. In der InvV. und KnPV. sind

die Rentenleistungen als Folge der NotVO.

vom 8. Dezember 1031 zurückgegangen. (InvV.
= 5,2 v.H., KnPV. = 14,4 v.H.) Der Fehl¬

betrag in der InvV. konnte etwas zurückgehen,
dagegen sti«eg er in der KnPV. weiter be¬

trächtlich an. Eine weitere Verminderung des

Einnahmeüberschusses in der AngV. trat durch

den Rückgang der Beitragseinnahmen um 15,8
H. und die Steigerung der Rentenzahlungen

um 10 v. H. ein.

Als Auswirkungen der NotVO. vom 14. Juni

1932 sind jedoch starke Ausgabenvermind<

rungen in allen Zweigen der Rentenversiche-

lung zu verzeichnen.

Die AlVers. machte in tinanzieller Hinsicht

allein eine günstige Entwicklung durch. Das

Defizit betrug 42,4 Millionen RM., obwohl die

Einnahmen sehr stark abnahmen. Gegenwärtig
verzeichnet die AlVers. sogar beträchtliche

Ueberschüsse. Diese Sanierung der AlVers.

ging auf Kosten ihres Charakters als Versiche¬

rungsorganisation, denn heute werden nur

noch etwa 10 v. H. der registrierten Arbeitslosen

von ihr betreut und dazu noch mit stark ge¬

kürzten Leistungen. (Quellen der Zahlenan¬

gaben: „Wirtschaft und Statistik'
.

1. Oktober

Heft und 1. Juli-Heft 1032.)
Die sozialpolitischen Korrekturen, die von der

Reichsregierung vorgenommen wurden, werden

in der eigentlichen Sozialversicherung, wenn

man von der AlVers. absieht, keine nennens¬

werte Bedeutung erlangen. Es wird bei allen

seit zwei Jahren üblich gewordenen Eingriffen
in die SV. meistens verkannt, daß das wirk¬

liche Problem der SV. nicht nur ein finanzielles

ist. Gerade in einer so schweren Wirtschafts¬

krise wie die gegenwärtige, müßte der Dienst

an der Volksgesundheit, der zur Erhaltung der

Arbeitskraft die Hauptaufgabe der SV. seit je¬
her ist, der entscheidendste Gesichtspunkt füi

die Wahl der Regierungsmabnahmen sein.

M. Bergmann, Berlin.

Sparmöglichkeiten bei den Organen der

Krankenkassen.

Als Diskussionsbeitrag veröffentlichen wir eine

Abhandlung über Fragen, die täglich sich neu

hervordrängen. Die Schriftleitung.

Vorschriften darüber, wieviel Mitglieder Vor¬

stand und Ausschuß einer reichsgesetzlichen Kk.

haben dürfen oder müssen, finden sich nur in den

§§ 332, 338 Abs. 1 der RVO., wo die Zahl dei

Vertreter der Versicherten im Ausschub einei

AOKk. oder LandKk. auf höchstens 90 und bei

einer Betriebs- oder Innungs-Kk. auf höchstens

50 beschränkt ist. Sind nun bisher alle Kk.en in

dieser Hinsicht so sparsam wie möglich ge¬

worden? Kk.en von kaum 2300 Mitgliedern
leisten sich 45 und manchmal gar W) Ausschuß¬

mitglieder. Eine solche mehrmals im Jahr zu¬

sammentretende Versammlung reißt natürlich

erheblich ins Geld. Bei Genehmigung einer

Satzung hat das OVA. an sich keine Handhabe,
auf eine vernünftige Beschränkung solcher Zah¬

len hinzuwirken. Es wäre aber sehr zu emp¬

fehlen, allgemein für alle Kassenarten eine

Mindest- und Höchstzahl von Vorstands- und

Ausschufivertretern vorzuschreiben, etwa aul

folgender Grundlage:
bis 5000 Kassenmitglieder mindestens 6 (12),
höchstens 12 (24);
bis 10 000 Kassenmitglieder mindestens 12 (24).
höchstens 24 (36);
bis 25 000 Kassenmitglieder mindestens 18 (3b).
höchstens 36 (48);
bis 50 000 Kassenmitglieder mindestens 24 (48),
höchstens 48 (60);
über 50000 Kassenmitglieder mindestens 30 (60),
höchstens 60 (72);

bei Betriebs- und Innungs-Kk.en höchstens 50.

Dabei stellt jeweils die erste Zahlenreihe die der

Vorstands-, dieeingeklammerte die der Ausschuß¬

mitglieder dar. Nach Möglichkeit ist eine durch

2 und 3 oder auch 4 teilbare Zahl zu wählen,

damit entsprechende Gruppen zu Wahlzwecken

(§§ 332, 335 Abs. 1 RVO.) oder zu satzungs

mäßiger Beschlußfähigkeit gebildet werden kön¬

nen. Daß dadurch die Selbstverwaltung ein¬

geschränkt wird, ist zu verneinen, denn bei

richtiger Auswahl der Vertreter können die

Interessen ebenso wahrgenommen werden. Als

/weite Frage taucht die der Entschädigung der

Vorstands- und Ausschußmitglieder auf. § 21

RVO. schreibt zwar im letzten Absatz vor:

„Die Gewählten verwalten ihr Amt unentgelt¬
lich als Ehrenamt." Der folgende Absatz jedoch,
der den Ersatz der baren Auslagen und des

entgangenen Arbeitsverdienstes oder statt

dessen die Zubilligung eines Pauschbetrages für

Zeitverlust vorsieht, bietet den Kassenorganen
vielfach die Gelegenheit, durch entsprechende
Satzungsvorschriften die Amtsverwaltung ihres

ehrenamtlichen Charakters wieder zu entkleiden

So liest man z. B. unter dem Titel „Geschäfts
Ordnung des Vorstände s", nachdem im

ersten Absatz des Paragraphen der Satzung
die Ehrenamtlichkeit der Amtsverwaltung ge¬

kennzeichnet wurde, folgendes:
IL De« Mitglieder« des Vorstaades wird der durch di«

\\ ahraehmeeg der Vorstasdsg .schatte erwachsen«!«* Zeit

\ «rl eist «lurch einen Paescfebetrag ersetzt, dei für eine«

...i Iben I ag 9 UM und fur einen gasse« Tag It UM h«

ft. Erwidisl den Vertretern der Versicherten ei«

i« .» li e rer Verdieastausfall, s<» *ml dieser ersetzt

Daneben erhalte* esewärte vv«»hnen(le Mitglieder Eremit

etwaiger Fahrk<»sten suhic _tls Zelirkosten einen Paasch

betrag ron 1*50 KM für einen kalbe« und von 3 RM

für emen ganzen [*ag.
III. Kur che Vertretung der Kusse bei Tagungen, die de»

gesetzliche« Zwecke« der KV# diese«, iowie bei soestigei

latifkeil für die Kasse außerhalb «les Kasseabezirk»

weraea den Mitgliedern det Vorstaades lagegelder uu«i

Reisekosten aach «I* iätzee der Stufe III der Rei

koste«verordne«* furche Reidisbeaaste« gezahlt. Aufiei

dem erhalten die Vertreter «ler Versicherten Ersats de>

eatgaagese« Arbeitsrerdieastes und die Arbeitgeber de«

Paesdftbetrag für Zeitverlust aa<_h Mh II Sati I.

\ Für die Wahraehma«« «ler ihm obliege«de« i

schatte wird dem Vorsitzenden des Vorstandes eine Efti

N<hn<ligiin£ vo« MO«atli«ch **o HM jre/alilt {[\\% jei/i
>ba hteter Höchstsatz |

Die Entschädigung der A u s s c h u fe mitglieder
richtet sich gewöhnlich, wenn nicht besonder*

Pauschbeträge neben elem Ers/tt/ des ent
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gangenen Arbeitsverdienstes ausgeworfen wer¬

den, nach den Sätzen im Absatz II.

Ba berührt eigenartig, wie hier der gesetzlichen
Vorschrift, daß statt dem Ersatz entgangenen
Arbeitsverdienstes ein Pauschbetrag für Zeit¬

lust gewährt werden könne, Rechnung ge¬

tragen ist, und wie der Vorsitzende des Vor¬

standes für seine sicher nicht allzu große In¬

anspruchnahme durch die im allgemeinen vom

Geschäftsführer wahrgenommenen Amtstätig¬
keiten eine wenig bescheidene Entschädigung
erhält. In wirtschaftlich günstigeren Zeiten, zu

welchen die Genehmigung schließlich erfolgte,
ließ sich ein gewisses Mehr in dieser Hinsicht,
ohne das nun einmal mit einer Arbeitsfreudig¬
keit „ehrenamtlich" tätiger Personen nicht gut

KU rechnen ist, hinnehmen; jetzt aber, wo all¬

gemein nach Abbau aller nicht unbedingt nöti¬

gen Verwaltungskosten gerufen wird, ist eine

Revision solcher übersteigerter Sätze am Platz.

Regierungsinspektor H. Baum, Koblenz

Berechnung von Kassenleistungen nach

dem Grundlohn in der Krankenversiche¬

rung Arbeitsloser.

(Schreiben des RAM. vom 8. November 1932

IVa 8437/32)

Gefragt ist, ob die Grundlöhne, wie sie in <ler

KV. der Arbeitslosen durch meine* Erlasse

vom 20. September 1932 (RArbBl. S. I 115)
und vom 29. Oktober 1932 (RArb.Bl. S. I 225)

festgesetzt sind, nur für elie Berechnung eler

Beiträge oder auch für die Fälle gelten, in

«ienen sich — wie beim Sterbegeld nach 201

RVO. Kassenle'stungen nach dem Grund¬

lohn richten. Ich habe keine Bedenken, die

Frage in letzterem Sinne zu bejahen. Die Re¬

gelung vom 20. Juni 1931, deren Geltungs¬
dauer durch den Erlaß vom 29. Oktober 1932

verlängert worden ist, bezweckt, den Grund¬

lohn in allen seinen Funktionen für die KV.

«ler Arbeitslosen festzusetzen. Der Wortlaut

les Erlasses vom 20. Juni 1932 steht dein

nicht im Wege. Wenn dort gesagt ist, daß als

Grundlohn „für die Berechnuno der Beiträge
zur Krankenversicherung der Arbeitslosen" der

doppelte Betrag der täglichen Alu. bestimmt

wird, so wird dadurch die Aufgabe hervor¬

gehoben, die der Grundlohn in erster Linie

zu erfüllen hat. Es wird aber n cht die Gel¬

tung dieses Grundlohnes für diejenigen Fälle

ausgeschlossen, in denen er nach anderen

Vorschriften des Gesetzes noch von Bedeu¬

tung ist. Daraus folgt, daß beispielsweise das

Sterbegeld eines gegen Krankheit versicherten

Arbeitslosen das Vierzigfache einer täglichen
Alu. beträgt. Meine Auffassung, wie ich sie

im vorstehenden .wiedergegeben habe, deckt

li mit «ler von Fröhler in der Zeitschrift

DKK. 1932, Sp. 939 ff.

Die Vorschrift des § 120 AVAVG. über des

Krankengeld der Arbeitslosen bleibt unberührt.

Vorstehender Bescheid ergeht unter Vorbehalt

der instanziellen Entscheidung.

Anmerkung: Dem Bescheid muß ent-

scheden widersprochen werden. Es wird die

Ansicht vertreten, daß die Grundlöhne, wie sie

in (ier KV. der Arbeitslosen durch die Erlasse

vom 20. Juni 1932 (VZ. 1932 S. 190) und vom

29. Oktober 1932 (VZ. 1932 S. 324) festgesetzt
sind, nicht nur für Berechnung der Beiträge,
sondern auch für nach dem Grundlohn zu be¬

imessende Leistungen (Sterbegeld) gelten. Dit4

Frage, ob die Grundlohnänderung nur die Bei¬

tragsberechnung oder auch die Leistungs¬
bemessung berühre, wurde zwischen Degen-
hardt (DK. 1932 Sp. 707) und Fröhlei

(DK. 1932 Sp. 989) diskutiert. Der RAM. ist

ausdrücklich der Auffassung F r ö h 1 e r s bei¬

getreten. Trotzdem muß nach eingehender
Prüfung des Fragenkomplexes die Meinuni

Degenhard ts als zutreffend bezeichnet

werden.

Praktisch würde eine gewisse Erhöhung des

Sterbegeldes der krankenversicherten Arbeits¬

losen für die Klassen I bis V, auf der anderen

Seite aber einschneidende Kürzungen des

Sterbegelds für die Klassen VI bis XI zur

Folge haben. Es kann wohl in t großer Be¬

stimmtheit angenommen werden, daß dei

RAM. mit seinen Erlassen vom 20. Juni 1932

und 29. Oktober 1932 lediglich die Beitrags¬
berechnung, nicht aber die Höhe des Sterbe¬

geldes ändern wollte. Dazu lag nicht der ge¬

ringste Anlaß vor. Die Annahme, daß von den

Erlassen auch Leistungen beeinflußt werden

könnten, st anscheinend erst nachträglich

aufgetaucht und lediglich durch Anfragen her¬

vorgerufen worden. Der Wortlaut des Erlasses

vom 20. Juni 1932 spricht — das muß immei

wieder hervorgehoben werden — nur davon,

daß der Grundlohn „für die Berechnung de\

Beiträge" geändert wird. Die Kommentierunu

dieser Fassung überzeugt nicht recht. Es ist

Rechtsgrundsatz, daß der klare Wortlaut

gesetzlicher Vorschriften maßgebend ist, auch

wenn er der Absicht des Gesetzgebers nicht

entspricht. Nur bei unklar gefaßten Vorschrif¬

ten ist für die Auslegung die Absicht des Ge¬

setzgebers zu erforschen. Hier ist der Wortlaut

des Erlasses klar: „für die Berechnung der

Beiträge" sollte der Grundlohn geändert wer¬

den. Eine ursprünglch damit verfolgte Ab¬

sicht des RAM., gleichzeitig eine Aenderung

von Kassenleistungen vorzunehmen, ist nie it

erkennbar und auch unwahrscheinlich.

Gewichtige Gründe dagegen, die Grundloan-

änderung nicht nur auf die Be'tragsberech

nung, sondern auch auf Bemessung von Lei¬

stungen zu beziehen, ergeben sich ferner aus

der befristeten Geltungsdauer der beiden

Erlasse. Es handelt sich nur um ein Provi¬

sorium. Erst wenn genügend praktische Er¬

fahrungen über die Beitragsgestaltung nich

dem geänderten Grundlohn gesammelt sind,
wird die Frage der Berechnung des Grund¬

lohns endgültig geregelt. Der Zweck des be¬

fristeten Erlasses, Material für die Neufest¬

setzung der Beiträge zur KV. der Arbeitslosen

(VO. vom 14. Juni 1932) zu sammeln, ist da¬

mit eindeutig bestimmt. Die Folgerung, daß

man, um Erfahrungen für eine endgültige
Beitragsfestsetzung zu gewinnen,
auch das Sterbegeld für Arbeitslose zum

Teil erhöhen, zum Teil stark kürzen muß, I



gegnet in den Kreisen der Kassenprnktikei mit

Recht vielfachen Einwendungen.

Froh ler führt zur Begründung seines Stand¬

punktes aus, daß ja mit der Ansicht Degen-
h a r d t s ein ganz neuer Grundsatz

<tufgestellt wurde, wenn man die Bemessung
«ter Beiträge und Leistungen nach verschie¬

denen Grundlöhnen vornehme. Das trifft zu.

Mit diesem neuen Grundsatz muß man s ch

aber abfinden. Es ist keine Unmöglichkeit,
wie Fröhler vermeint, sondern bereits in einem

weiteren Falle praktisch geworden. Für die

KV. der Arbeitsdienstwill gen ist nach § 19

Abs. 5 der Ausführungsvorsrhrüten zum frei¬

willigen Arbeitsdienst vom 2. August 1932

ebenfalls ein Grundlohn nur für die Berech¬

nung der Beiträge vorgesehen. Zwar gibt es

lür Arbeitsdienstwillige keine Kassenleistungen,

die sich nach dem Grundlohn bestimmen. Bei

Unfalleistungen aber, die sich sonst nach dem

Grundlohn richten, führt die ausschließliche

Beschränkung des Grundlohns auf die Bei¬

tragsberechnung dazu, daß an Stelle eines

Grundlohns der Ortslohn herangezogen werden

muß (vgl. VZ. 1932 S. 325). Für den Bescheid

des RAM. spricht der neue Grundsatz also

nicht.

Die mehrfachen und begründeten Bedenken,

die gegen den — unter Vorbehalt instanzieller

Entscheidung ergangenen Bescheid d«es

RAM. sprechen, lassen es ratsam erscheinen,

die Grundlohnänderungen vorerst nur auf die

Beitragsberechnung für die Arbeitslosen zu

beschränken und im übrigen eine Entschei¬

dung des RAM. zu dieser Frage abzuwarten.

Herbert Lieske. Berlin-Tempelhot

ANGESTELLTE UND BEAMTE

Verfahren bei fristloser Entlassung.

Urteil des Reichsarbeitsgerichts vom «*. Juli

1932 — RAG. 161/32.
ichlich hat das I andesarbeitsgericht (I \G.i erwogen.

«Im- Vorsdirift des § SM Ahs. t RVO. pollc eiae Nach¬

prüfung der Rechtmäßigkeit der Entlassung ermöglichen
I me fristlose Entlassung eines Angestellten durch den

\orstaud der Kk. könne also nur dann sofort wirksam

irerden, wenn der Angestellte von dem im $ 35fl Vbs. i

RVO. vorgesehenen Einspruchsrecht keinen Gebrauch

mache. Irn anderen Falle sei «ler Angestellte ent¬

sprechend den Grundsätzen des Disziplinarverfahrens
für Heimle his zur Beendigung des \erfahrens an¬

gestellt und könne nur vorläufig von seinem Die.

enthoben werden Die Anwendung beamtenretht lieber

Crundsütze iei unbedenklich; denn einmal st i das in

Frage kommende Verfahren entsprechend tlem Diszipli¬
narverfahren für Beamte aufgebaut, /um anderen hebt

ein .Händige! Angestellter wie» der Bekl. eine in man-

eher Hinsicht einem Beamten ähnlich«' Stell«eg. Daher

habe, selbst wenn unterstellt werde, dafl «ler Bekl. die

behaupteten l'nterschlagungen begangen und damit

einen wichtigen Grund /or Fntlassung gegebei habe,
die vom Vorstand der Klägerin ausgesprochene Ent¬

lassung siebt sofort wirksam werden und ihr«* im Ab

tles I 25 der DO. ausgesprochene Folge, nämlich der

Verlust sämtlicher Ansprüche gegen die Kk., nicht loforl

eintreten können. Vielmehr müsse der Bekl. während

des Laufes des Disziplinarverfahrens als n ich I js der

DO. vom Dienst enthoben angesehen werden

Die Auffassung des LAG. beruht aut einer Verkennunc

der Bedeutung einer \on der Kk. auf Grund der DO.

ausgesprochenen Entlassung und des ihr nachfolgenden,
auf s 88 Abs. l der KVO. beruhenden Verfahrens. Die

Stellung «les ständigen Angestellten einer Kk.. der nidit

nach I aadesrecht staatlicher oder gemeindlicher Beamter

iat. beruht, wenn sie aueh in mancher Beziehung eines

beamtenahnlichen ( harakter haben mag, auf dem

bürgerlich-rechtlichen Dienste ert rairsrecht, das darch die

DO, seine besondere* Regelang erfahrt. Fs ist deshalb

nicht angängig, di«* für Beamte geltenden Grundsätze

und die» für sie bestimmtes VerfahrensVorschriften nui

«las Vertragsverhältnis tler Angestelltes und ihr«' Redlti

beziehbaren zur Kk. anzuwenden, soweit nicht die ent

sprechende Anwendung vorgeschrieben oder zugelassen
Nach § 23 der DO. erfolgt bei groben Dienst¬

vergehen Dienstentlassung aus einem wichtigen Grande,

die an keine Kündigungsfrist gebunden nur dem

ze der Entlassung verliert «ler Angestellte alle \n

Spruche an die k- Die in dieser Bestimmung \

gesehene Entlassung aus wichtigem Grunde hnt die Kl

am 22. Oktober 1930 ausgesprochen. Damit isr die Ent¬

lassung, sofern ein die fortige tlassung reiht

fertigender Grund vorlag, rechtswirksam ai stproch
Bestreitet der Angestellte, dafl ein die sofortige r.nt

-ung rechtfertigender wichtiger Grund vorgelegen
so kann er nach § 358 Abs. 1 der HVO. die Entscheidung
des \ \. beantragen, das in einem in be mf \n

sthuldigungsschnft, Zulassung eines Verteidigers. Ver¬

nehmung des Angeschuldigten, mündliche Verhandlung

und freie Beweiswürdigung den Vorschriften des Reichs

beamtengesetzes entsprechenden Verfahrens (S 358 Abs. i

u/ 3 der RVO., VO. Mber Geschäftsgang urul Ver

fahren der VAe. vom 24 De/ember l*t|, RGBl. S. 1107.

i. d. Fassung der VO. vorn 14. Dezember MB RGBl. I

ttW, Insbesondere S. (>3 f) entscheidet Wird die

gegen den Angestellten erhobene Anschuldigung für

nicht begründet erachtet, so hebt das VA. nach 5 71 dei

VO. die die Fntlassung aussprechende Verfügung der

Kk. anf und erklart tlie Fntlassung für unzulässig,
anderenfalls kann die Fntschcidung auf Abweisung cl«

\ntrags otler unter Aufhebung der \on der Kk. aus¬

gesprochenen Fntlassung auf eine in der DO. ret¬

gesehene Ordnungsstrafe lauten. Wenn hiernach auch

das vor dem VA stattfindende Verfahren den Vor

schriftes des Reichsbeamteagesetzes nachgebildet ist, so

besteht «ler weaentliche Unterschied gegenüher den Be¬

stimmungen <les Reichsbeamteagesetzes doch darin, dar*

die Dienstentl issung nicht wie dort durch ein Disziplinar
verfahren ausgesprochen werden kann, sondern dafl die

Dienstentlassung ron der Kk. als Arbeitgeberin uns

iprochen wird, und daß sich der von eler Kk. aus

gesprochenen Entlaaanng ein Streitverfahren über die

Kechtnuißigkeit der Entlassung auf Antrag des ent

Benen Angestellten anschließen kann. Deshalb spricht
auch § 6,> Vhs. 1 der Verfall rensVO. \on dem ,,ent

lassenen" \ugestellten. und deshalb bedarf es. wenn das

\ \. die Entlassung für niciit gerechtfertigt erachtet einei

Vufhebung der Entlassuagsverfägung der Kk
,
während

im anderen lalle der Anti cles Fntlasseuen ab

gewiesen wird nnd damit die tntlassangsverftlgung der

Kk. ihre Wirkung behalt. Xus dieser Verschiedenheil

der Bedeutung der beides \ erfahren folgt aber, dati

eine auch nur entsprechende Anwendung der Grund

vifr des Reichsbeamtengesetzes ober die Kegtdung der

Gehaltszahlung wahrem! tles schwebenden Disziplinar
Verfahrens naht angängig ist. War die sofortige Ent

lassung des Bekl. durch tlie Kl. gerechtfertigt, worüber

in dem bei dem VA. noch anhängigen Verfahren zu

entscheiden - » war der Bekl. mit dem 22 Oktober

\W0 aus dem Dienste der Kl. ausgeschieden, und für

eine Weiterzahlung tles Gehalts uber diesen Zeitpunkt
hinaus fehlt es an jeder gesetzlichen oder vertraglichen
Grundlaj War die Fntlassung nicht gerechtfertigt, so

war las Vr rt rugs\ erhaltnis durch die» am 22. Oktober

1931 ausgesprochene Entlnssung nicht zur Auflösung

langt und dem Bekl. «ler \nspruch auf Weiterzahlung
\ollen Gebalts verblieben. Wenn VA- und OV \

die Kl. in Anlehnung <t ri die beamten rechtlichen Be

Stimmungen für verpflichtet erklart haben, dem Be

,unten bis zum Abschlüsse cles gegen ihn schwebenden

Verfahrens die Hälfte des Ge laufend weitei

zu bezahlen, so beruht das auf einer Verkeunung die

beamten rechtlichen Bestimmungen« 5 tJs dea Reichs

beamten /es spricht nicht etwa eine Verpflichtung
der Behörde zur Weiterzahlung des Diensteinkommens

aus eines solchen Ausspruches bedurfte es ni«ht. d.«

der Beamte erst mit der Rechtskraft der auf Dienst

entlassung lautenden Disziplinaren tscheidi ms dem

Dienstverhältnis entlassen iie berechtigt vielmehi

«lie Behörde nur. für «lie Dauer eier vorläufigen Dtens

enihehung die Hälfte de Diensteinkommens einzu
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halten. Eine ähnliche Bestimmung enthalt 5 II «ier

!K>.. der den Kassenvorstand beim Vorliegen bestimm¬

ter Voraussetzungen verpflichtet, die vorläufige Dienst¬

enthebung zu verfugen, und gleichzeitig ermächtigt, die

kassen bezeige bis auf die Hälfte herabzusetzen. 1

vorläufige Dienstenthebung währt aber nur. bis gemäfi
* 25 der IM), die Fntlassung aus dem Dienstverhältnis

ausgesprochen wird. DaH über diesen Zeitpunkt hinaus

bis zur Entscheidung in dem wegen der He-iitmäuig-

It der ausgesprochenen Fntlassung nachfolgenden
fahren die Kk. verpflichtet sein sollte, die Hälfte

?les Gehalts weiterznzsiklen, ist weder dem Gesetze

¦ <><h der DO. zu entnehmen. Kine entsprechen«!«' An-

ldung der beamtenrechtl ichen Bestimmungen ? «

bietet sich aber schon neren des wesentlichen l'nter-

'•th!••*! wischen elem Fntlassungsverfdhren bei einem

-tandigen Angestellten dei Kk und einen solchen dnf

¦•? -n M«'.unten betrifft

Der loa der Kk. geltend gemachte Feststellung^ n r,i_r

will, was durch die übereinstimmenden Erklärun.

ler Parteien in der Verhandlung vor dem R\(. ne¬

igt worden ist, mit Rücksicht auf die die Kl. /ur

Weiterzahlung der Hälfte des Gehalts für verpflichtet
erklärenden Entscheidungen des VA. und des OVA. in

dem Sinne verstanden sein, dafi die Verpflichtung zur

Weiterzahlung von Gehalt abhängig fst von der Fnt

scheidung in dem über die Berechtigung der Entlassung
des Bekl. gemäß I 358 Abs. 1 RVO. anhängig gemachten
Verfahren und daB eine besondere aus § 2* der DO.

herzuleitende oder aus entsprechender Anwendung be¬

amtenrechtlicher Bestimmungen sich ergebende Verpflich¬
tung der Kl., in jedem Falle bis zur Beendigung
Iber die Berechtigung der Entlassung beim V V

schwebenden Verfahrens die Hälfte des Gehalts fort*

zuzahlen, nicht anzuerkennen ist In diesem Sin'

ler r <»*:>rellungsantrag als begründet zu erachten

RECHTSPRECHUNG

1. Trotz der Neuregelung der Beziehun¬

gen zwischen Aerzten und Kranken¬

kassen findet die Bestimmung des § 222

RVO. ungeändert Anwendung. Die aus¬

helfende Kk. hat fiir überwiesene Mit¬

glieder den in der VO. vom 8. Dezember

1931 vorgesehenen Pauschbetrag von

1 RM. täglich zu zahlen.

2. Für die Gewährung von Krankenhilfe

an Familienangehörige gilt der durch die

VO. vom 8. Dezember 1931 (RGBl IS. 719

bestimmte Pauschbetrag nicht; es sind

die tatsächlichen Kosten zu erstatten.

des OVA. Hildeshem vom 19. September
1932 — 23 K 132. (Sieht* auch DKK 1932,

Sp. 1121.)

Anmerkung: Der Entscheidung muß, so¬

weit sie die Geltung des Pauschalsatzes für

Versicherte betrifft, zugestimmt werden. In

gleichem Sinne entschied auch das OVA. Dort¬

mund (29. Juni 1932, I K. 35 32, ArbVers. 1932

S. 442; vgL auch DKK 1932; Sp. 1121 und

1143). Hinsichtlich des Ersatzes für Familien¬

angehörige ist die vom OVA. Hildesheim

nebenher getroffene Feststellung", daß hier die

tatsächlich entstandenen Kosten zu ersetzen

seien, jedoch als dem Gesetz zuwiderlaufend

/u bezeichnen. Die vom OVA. angezogenen

Een. des RVA. ergingen zu einer Zeit, als der

Ersatz nach § 222 RVO. noch auf den Grund¬

lohn des Versicherten abgestellt war.

Nachdem jedoch auch für die Versicherten all¬

gemein der Pauschsatz Geltung hat, ist nicht

einzusehen, warum er nicht auch für die Fa¬

milienangehörigen gelten sollte (vgL W. Boll,

S. lt>4, G. Grau, S. 175, Volkstümliche Zeit¬

schrift 1932). Die gleichen Gründe, die für die

Aufrechterhaltüng des im Gesetz festgelegten
Pauschersatzes auch gegenüber dem veränder¬

ten Arztrecht sprechen, gelten auch für die

Anwendung des Pauschersatzes für Familien¬

angehörige; nämlich: da § 222 als Ersatz für

de nach § 219 gewährte Familienhilfe nunmehr

allgemein dea Pauschsatz f«estgelegt hat, muß

es bis zu einer aneleren R«egelung dabei be¬

wenden (Vorrang des Wortlauts bei der Aus¬

legung!). Nach § 25 Abs. 2 RKnG. sind füi

Familienhilfe i des Ortslohns für männliche

Versicherte über 21 Jahre am Sitz der er-

stattungsberechtigten Kk. zu ersetzen. Das

RVA hat am 24. Juni 1932, AN. 32, S. 393;

ArbVers. 32, S. 443, gegenüber der Ruhr-

knappschaft entschieden, daß der Pauschsatz

des $ 222 RVO. auf die Familienh Ife nach dem

RKnG. nicht angewandt werden könne, weil die

Aenderung der Ersatzgrundlage durch die

NotVO. vom 20. Juli 1930 sich auf den $ 222

RVO. beschränke und den § 25 Abs. 2 RKnG.

nicht berühre; die Ruhrknappschaft habe da¬

her % des Ortslohnes zu ersetzen. Danach ist

anzunehmen, daß auch das RVA. den Pausch¬

satz für Familienangehörige nun als gegeben
ansieht; andernfalls hätte es vermutlich daraut

hingewiesen, daß er ohnehin nicht angewandt
werden könne. Diese Annahme findet ein«

weitere Stütze in dem Bescheid des RVA. von

23. September 1932 II K. 2176 874 (DKK

1932, Sp. 1312), in dem der Betrag von 1 RM

taglich als einheitlicher Pauschbetrag für

den in den Fällen der §§ 219 und 220 RVO.

nach § 222 RVO. zu leistenden Kostenersc*

bezeichnet wird. Mit dem Ausdruck „einheit¬
lich4* sollte wohl nicht nur der Teilung nach

ärztlicher Behandlung unel Arznei wider¬

sprochen werden.

Gustav Grau, Harburg-Wilhelmsbur:»

Reichskonferenz der sopfer.

Auf der 21. Reichskonferenz des Reich

bundes der Kriegsbeschädigten
am 12. und 13. November in Königsberg Pr

wurde die Oeffentlichkeit alarmiert durch en

Referat des 2. Bund^Vorsitzenden Johannes

Noa „D ie Notlage der Kriegsopfer
Prof. Dr. Paul Hermberg, Jena, sprach über

„Sozialpolitik und Wirtschaftskrise*. Die Kon¬

ferenz faßte Entschließungen über: „Die sozial¬

politischen Forderungen der Kr egsopfer und

„Abrüstung — Gleichberechtigung — Völker -

v erständigung".

Verantwortlicher Sdinftleiter Josef A m a n. — Verlar de« ZeorraWerbandes der Angestellten (O. Urban)

Drude: Vorwärts Buchdruckerei Paul Singer 6 Co. — Samtlidi in Berlin.


